S T A T U T E N 
Des Vereins

Jugendtreff St. Martin

I. Bezeichnung, Sitz, Dauer, Tätigkeitsgebiet und Zweck

Art. 1

Der am 07.11.1991 gegründete Trägerverein trägt die Bezeichnung "Jugendtreff St. Martin" und hat seinen Sitz in der Dorfstraße Nr. 47, 39010 St. Martin in Passeier. 

Die Dauer des Vereins läuft mit 31.Dezember 2050 ab, vorbehaltlich Verlängerung oder vorzeitiger Auflösung durch Beschluss der Mitgliederversammlung. Das Einzugsgebiet des Vereins erstreckt sich auf das Passeiertal (Provinz Bozen).

Art. 2

Zweck des Vereins ist es offen Jugendarbeit in der Gemeinde St. Martin zu fördern und zwar:

a) Einen für alle Jugendlichen des Tales offenen Jugendtreffpunkt einzurichten und diesen zu führen.

b) das gegenseitige Verständnis, den Zusammenhalt und die Bereitschaft zur Zusammenarbeit innerhalb der Jugend zu fördern.

c) die Kontakte untereinander auszubauen. Gemeinsame Aktionen und Veranstaltungen zu planen und durchzuführen.

d) Zur Förderung der Persönlichkeitsentfaltung und des sozialen Verhaltens der Jugendlichen beizutragen.

e) zur Lösung von gemeinsamen Fragen und Problemen beizutragen und die Interessen der Jugendlichen zu vertreten.

f) mit Vereinen und Behörden, sofern sie mit Kindern, Jugend und Familie zu tun haben, die Zusammenarbeit zu pflegen.

g) Kontakte mit Eltern von Kinder und Jugendlichen zu halten

II. Gemeinnützigkeit und Ehrenamtlichkeit
Art. 3

Der Verein hat eine soziale Ausrichtung, ist auf dem Prinzip der Solidarität aufgebaut und verfolgt gemeinnützige Zwecke. Die Tätigkeit des Vereins ist überparteilich und ohne jegliche Gewinnabsicht.

Alle Vereinsämter werden ehrenamtlich ausgeübt. Die Mitglieder erbringen ihre Leistungen ehrenamtlich. Es dürfen die für den Verein ausgelegten Spesen, ebenso wie die tatsächlichen Kosten, ersetzt werden.

III. Mitglieder
Art. 4

Die Anzahl der Mitglieder ist unbeschränkt, sie darf jedoch das gesetzlich vorgesehene Limit nicht unterschreiten. Außer den bereits im Gründungsakt unterfertigten Mitgliedern können alle rechtlich handlungsfähigen physischen Personen die Mitgliedschaft erwerben, im speziellen alle Jugendlichen welche das 14. Lebensjahr vollendet haben. Weiters alle Vereinigungen, welche mit den Zielsetzungen des Vereins einverstanden sind und bereit sind denselben durch aktive Mitarbeit in jeder Weise zu fördern, keinerlei gegenteilige Ziele zu verfolgen und keine vereinsfremden Zwecke in den Verein hineinzutragen. 

Aufnahme

Art. 5

Der Antrag auf Mitgliedschaft muss schriftlich beim Ausschuss hinterlegt werden. Der Ausschuss ist verpflichtet das Aufnahmegesuch innerhalb 30 Tage zu bearbeiten. Der Ausschuss kann die Aufnahme verweigern, wenn triftige Gründe dagegen sprechen. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar.

Die Mitgliedschaft im Verein erfolgt auf unbeschränkte Zeit und kann nicht für eine zeitlich begrenzte Dauer festgesetzt werden. 

Verlust der Mitgliedschaft

Art. 6

Die Beendigung der Mitgliedschaft wird herbeigeführt:

a) durch Verlust der Voraussetzungen für die Mitgliedschaft;

b) durch freiwilligen Austritt;

c) durch Ausschluss;

d) durch Tod;

e) durch Auflösung der juristischen Personen.

Austritt

Art. 7

Jedes Mitglied hat das Recht zurückzutreten, muss dies aber dem Ausschuss schriftlich mitteilen. Die Rücktrittserklärung wird mit Ablauf des laufenden Geschäftsjahres rechtskräftig. Die Mitglieder, die zurücktreten oder ausscheiden, haben kein Anrecht auf das Vermögen des Vereins.

Ausschluss 

Art. 8

Der Ausschluss erfolgt mit Beschluss des Ausschusses und ist dem betreffenden Mitglied unverzüglich schriftlich mit Angabe der Gründe mitzuteilen wenn einer der folgenden Gründe zutrifft:

a)
Eine mit den Interessen des Vereins nicht zu vereinbarenden Handlungsweise, im Besonderen, wenn ein Mitglied den Verein materiell oder moralisch schädigt oder Zwietracht unter den Mitgliedern hervorruft;

b)
Nichtbefolgung der Statuten, der Beschlüsse der Vollversammlung und des Ausschusses oder Weigerung, trotz Mahnung, an der Vereinstätigkeit teilzunehmen;

c) 
das betreffende Mitglied kann sich innerhalb von sechs Monaten vom Tage der Zustellung des Beschlusses an das Schiedsgericht berufen. 

Rechte und Pflichten der Mitglieder
Art. 9

Jedes Mitglied hat das Recht:

a)
an den Vollversammlungen des Vereins sowie deren Abstimmungen und Wahlen teilzunehmen;

b)
an allen Aktivitäten des Vereins teilzuhaben und deren Einrichtungen nach den dafür getroffenen Bestimmungen zu benützen;

Art. 10

Jedes Mitglied hat die Pflicht:

a)
die Bestimmungen der Statuten und der gültig gefassten Beschlüsse der Vollversammlung und des Ausschusss zu beachten;

b)
die Interessen des Vereins in jeder Hinsicht zu fördern;

c)
den Mitgliedsbeitrag zu bezahlen, der von der Vollversammlung festgelegt wird;
IV. Organe des Vereins
Art. 11

Die Organe des Vereins sind:

a)
die Mitgliederversammlung

b)
der Ausschuss

c)
der Vorsitzende
d) das Schiedsgericht
e) die Rechnungsrevisoren 
Vollversammlung
Art. 12

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins und besteht aus allen rechtsgültig aufgenommenen Mitgliedern. Die ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung vertritt die Gesamtheit der Mitglieder. Die Beschlüsse, gefasst gemäß Gesetz und Statut, sind für alle Mitglieder bindend.

Einberufung 

Art. 13

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Ausschusses mit dessen Beschluss einberufen. Im Falle seiner Abwesenheit oder Verhinderung beruft sie sein Stellvertreter ein. Kommt der Vorsitzender bzw. sein Stellvertreter seiner Pflicht zur Einberufung der Vollversammlung nicht nach, so muss sie vom Ausschuss einberufen werden.

Die Mitgliederversammlung wird zumindest einmal im Jahr zur Genehmigung der Jahresabschlussrechnung einberufen. Außerdem ist eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es der Ausschuss für notwendig erachtet oder wenn es, mit der Angabe von Gründen, von wenigstens einem Zehntel der Mitglieder gefordert wird.

Art. 14

Die Einberufung zur Mitgliederversammlung erfolgt mit Brief, E- Mail oder Telefon mit Angabe des Tages, der Stunde, des Ortes und der Tagesordnung wenigstens 8 Tage vor der Sitzung informiert wird.
Art. 15

Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der Vorsitzende des Vereins oder sein Stellvertreter.
Stimmrecht

Art. 16

Stimmberechtigt sind alle Mitglieder. Sie haben bei der Mitgliederversammlung bei Anwesenheit jeweils 1 (ein) Stimmrecht. Das passive Wahlrecht wird mit Erreichen der Volljährigkeit erworben.
Tagesordnung
Art. 17

Die Mitglieder haben das Recht zu verlangen, dass in die Tagesordnung die Behandlung von bestimmten Angelegenheiten aufgenommen wird. Solche Begehren müssen schriftlich 8 Tage vor der Mitgliederversammlung dem Ausschuss mitgeteilt werden. Über Gegenstände, die nicht auf der den Mitgliedern bekannt gegebenen Tagesordnung genannt sind, dürfen keine Beschlüsse gefasst werden. Ausgenommen hiervon sind die Beschlüsse über den Vorsitz in der Mitgliederversammlung und über die Einberufung einer neuen Mitgliederversammlung.

Beschlussfähigkeit

Art. 18

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit Stimmenmehrheit und bei Anwesenheit mindestens der Hälfte der Mitglieder gefasst. Bei einer zweiten Einberufung ist die Beschlussfassung unabhängig von der Anzahl der Anwesenden gültig. 

Für Beschlüsse zur Änderung des Statutes sind eine Stimmenmehrheit von drei Viertel der anwesenden Mitglieder erforderlich.

Art. 19

Die Abstimmungen erfolgen durch Aufheben der Hand, wenn nicht der zehnte Teil der Anwesenden ausdrücklich eine geheime Abstimmung mit Stimmzetteln verlangt.

Aufgaben

Art. 20

Der Vollversammlung obliegen folgende Aufgaben:

· Genehmigung der Jahresabschlussrechnung

· Wahl der Vereinsorgane
· Entscheidungen über Fragen, die ihr vom Ausschuss oder von jenen Mitgliedern, die die außerordentliche Einberufung verlangt haben, vorgelegt werden
· Änderung des Statuts
· Auflösung des Verein
Wahlen
Art. 21

Die Wahlen erfolgen durch Stimmzettel. In anderer Form können Wahlen nur dann stattfinden, wenn die betreffende Wahlart beantragt wird und keines der anwesenden Mitglieder dagegen Einspruch erhebt. Aktives Wahlrecht haben alle Mitglieder des Vereins. Das passive Wahlrecht steht allen volljährigen Mitgliedern zu. Als gewählt gilt derjenige, dem die meisten Stimmen zufallen. Bei Stimmengleichheit findet ein zweiter Wahlgang, jedoch nur unter jenen Personen statt, welche gleichviel Stimmen erhalten haben. Bei neuerlicher Stimmengleichheit entscheidet das Los, gezogen durch den Vorsitzenden.

Art. 22

Die Mitgliederversammlung ernennt einen Wahlleiter, einen Schriftführer und zwei Mitfertiger, die gleichzeitig als Stimmzähler walten.

Über jede Wahl ist ein Protokoll zu verfassen das vom Wahlleiter, vom Schriftführer und den beiden Mitfertigern zu unterschreiben ist.

Ausschuss

Art. 23

Der Verein wird von einem Ausschuss bestehend aus 3 (drei) bis 10 (zehn) Ausschussmitgliedern verwaltet, die aus den Reihen der Mitglieder gewählt werden. Die genaue Anzahl der Vorstandsmitglieder wird durch die Vollversammlung vor der jeweiligen Wahl festgelegt.

Art. 24

Der Ausschuss wird auf die Dauer von 3 Jahren gewählt und ist wieder wählbar. Der Ausschuss wählt unter den Ausschussmitgliedern einen Vorsitzenderen und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Als gewählt gilt derjenige, dem die meisten Stimmen zufallen.

Von amtswegen ist im Ausschuss einer der hauptamtlichen Mitarbeiter vertreten, welcher die Aufgabe des Schriftführers übernimmt. Als Mitglied des Ausschusses verfügt er über kein Stimmrecht.

Dem Ausschuss ist es vorbehalten, Mitglieder in den Ausschuss zu kooptieren, wobei die Anzahl von 7 (sieben) Ausschussmitgliedern nicht überschritten werden darf. Die kooptierten Mitglieder verfügen über kein Stimmrecht.

Wenn während des Geschäftsjahres ein Ausschussmitglied ausscheidet, rückt der bei der Wahl zum Ausschuss jeweils erste Nicht-Gewählte als Ersatzmitglied nach, das bis zur nächsten Vollversammlung im Amte bleibt.

Beschlüsse

Art. 25

Der Ausschuss wird vom Vorsitzender einberufen, so oft dieser es für notwendig erachtet oder auf Ansuchen von wenigstens zwei Ausschussmitgliedern.

Der Ausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Ausschussmitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Ausschussmitglieder gefasst. 

Beschlüsse, die sich auf Personen oder Geschäfte beziehen, an welchen ein Ausschussmitglied oder dessen Verwandte oder Verschwägerte bis zum 2. Grad sowie dessen Ehepartner ein direktes Interesse haben, werden unter Ausschluss des betreffenden Mitgliedes gefasst.

Über die Sitzung des Ausschusses ist jeweils ein Protokoll aufzunehmen das von allen an der Sitzung Teilnehmenden zu unterzeichnen ist.

Befugnisse

Art. 26

Der Ausschuss führt die Geschäfte des Vereins und ist zuständig für die Beschlussfassung in allen Angelegenheiten der ordentlichen und außerordentlichen Geschäftsführung, die nicht ausdrücklich durch dieses Statut oder durch das Gesetz der Mitgliederversammlung vorbehalten sind. 

Die Mitglieder des Ausschusses haben die Sorgfalt eines Mandatars anzuwenden. Die Ausschussmitglieder, welche ihre Obliegenheiten verletzen, haften dem Verein gegenüber für den dadurch entstandenen Schaden.

Im Rahmen der von der Vollversammlung gegebenen Richtlinien ist der Ausschuss verantwortlich:

a) für die ordnungsgemäße Durchführung des Jahresprogrammes und Erledigung der laufenden Aufgaben;

b) für die Beschaffung der erforderlichen Mittel:

c) für die ordentliche und außerordentliche Vereinsverwaltung;

d) für die Einstellung und Betreuung ev. Mitarbeiter

e) Erstellung der Hausordnung
f) für die Erstellung der Jahresabschlussrechnung, die der Vollversammlung zur Genehmigung vorgelegt wird

Der Vorsitzende

Art. 27

Der Vorsitzender des Ausschusses ist der gesetzliche Vertreter des Vereins, sowohl gerichtlich als auch außergerichtlich, in jeder Instanz und vor jeder Behörde und wird vom Ausschuss für drei Jahre gewählt.

Er sorgt für die Durchführung der Beschlüsse des Ausschusses. In Dringlichkeitsfällen ist er ermächtigt, die Ausschussbefugnisse auszuüben, vorbehalten nachträglicher Genehmigung durch den Ausschuss in der nächsten Sitzung.
Bei Vollversammlungen von Körperschaften, denen der Verein als Mitglied angehört, ist der Vorsitzende ermächtigt, seine Stimme zur Tagesordnung im Rahmen seiner Befugnisse bindend für den Verein abzugeben.

Der Vorsitzender wird vom Ausschuss unter den eigenen (- von der Vollversammlung gewählten-) Mitgliedern gewählt.

V. Das Schiedsgericht

Das Schiedsgericht, bestehend aus drei Vereinsmitgliedern, wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von drei Jahren gewählt und ist wieder wählbar. Jeglicher Streitfall zwischen Vereinsmitgliedern und dem Verein, bzw. dessen Organen, ist dem Schiedsgericht zu unterbreiten, welches nach Recht und Billigkeit und ohne Verfahrensförmlichkeiten entscheidet. Der Schiedsspruch ist unanfechtbar, vorbehalten zwingender anderslautender Gesetzesbestimmung. 
VI. Geschäftsjahr

Art 28

Das Geschäftsjahr beginnt mit dem 1. Jänner und Endet mit 31. Dezember eines jeden Jahres

VII. Rechnungsrevisoren

Art. 29

Die Mitgliederversammlung ernennt zwei Rechnungsprüfer, die nicht Mitglieder des Vereins sein müssen. Sie bleiben 3 (drei) Jahr im Amt.

Die Rechnungsprüfer haben die Aufgabe, die Vereinsbuchhaltung zu prüfen, einen Begleitbericht zu der Jahresabschlussrechnung zu erstellen, den Kassenbestand und das Vorhandensein von Wertsachen sowie Wertpapieren festzustellen: sie dürfen im Allgemeinen, auch jeder einzelne von ihnen, Kontrollen zu jeder Zeit durchführen.
VIII. Vermögen

Art. 30

Die Einnahmen und die mit diesen Mitteln erworbenen Gegenstände bilden das Vermögen des Vereins. Das Vereinsvermögen kann weder während des Bestehens noch bei Auflösung unter den Mitgliedern aufgeteilt werden, noch können die einzelnen Mitglieder ihren Anteil des Vereinsvermögens im Falle des Austrittes, des Ausschlusses oder bei Auflösung des Vereins fordern.

Es ist dem Verein untersagt, direkt oder indirekt Gewinne, Verwaltungsüberschüsse sowie Rücklagen voll oder auch nur teilweise zu verteilen.

IX. Auflösung

Art. 31

Die Auflösung des Vereins kann nur durch eine ordentliche Mitgliederversammlung mit einem Quorum von mindestens drei Viertel der anwesenden Mitgliederstimmen beschlossen werden. Das zum Zeitpunkt der Auflösung vorhandene Vermögen muss nach Erfüllung sämtlicher Verpflichtungen anderen nicht Gewinn orientierten Organisationen mit gemeinnützigem Charakter und demselben oder einem ähnlichen Ziel übertragen werden, sofern vom Gesetz nicht anders bestimmt. Über die genaue Zweckbestimmung entscheidet die Mitgliederversammlung.

X. Schlussbestimmungen 

Art. 32

Für alle Angelegenheiten, die durch diese Statuten nicht geregelt sind, gelten die gesetzlichen Bestimmungen, so auch hinsichtlich des Schiedsgerichtes.
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